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Die erste Lesung des Bundeshaushaltsplanes 1984 brachte keine Überraschungen; Die 
Regierung sieht ihren Entwurf als einen Schritt zur Haushaltskonsolidierung an und be

trachtet ihn zusammen mit den Begleitgesetzen als einen Beitrag zur Gesundung der Wirt
schaft und zur Belebung des Arbeitsmarktes. Dagegen qualifiziert die Opposition den 257- 
f^rd.-DM-Etat als sozialpolitisch unausgewogen ab und vermißt insbesondere nachfrage
stützende Maßnahmen zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit.

Nun kann in der Tat bei Wachstumsraten der Bundesausgaben von 3,5 % im laufenden 
und von 1,8 % im nächsten Jahr bei gleichzeitig geplanter Verringerung der Nettokreditauf
nahme und bei erhöhten Sozialabgaben kaum von einem Beitrag zur Nachfragestützung ge
sprochen werden. Andererseits hätte eine stärkere Ausdehnung der staatlichen Nachfrage 
oder eine über die vorgesehene Senkung von Unternehmenssteuern hinausgehende Stimu
lierung der privaten Nachfrage höhere Kreditaufnahmen oder Abgaben erfordert -  beides 
Folgen, die der Gestaltung eines positiven Enwartungshorizonts geschadet hätten.

Der Fortschritt bei der Konsolidierung -  vereinfachend gemessen an der Höhe der Neuver
schuldung -  ist jedoch nicht übermäßig groß. In den letzten beiden Jahren lag die Nettokredit- 
aufnafime bei jeweils 37 Mrd. DM, im laufenden Jahr bei 40 Mrd. DM und im nächsten sind 37 
Mrd. DM geplant. Der Erfolg ist jedoch größer, mißt man ihn an den Beträgen, die ohne die 
vorgenommenen Kürzungen z. B. im Sozialbereich und beim öffentlichen Dienst zusätzlich 
durch Kreditaufnahme hätten gedeckt werden müssen.

Auch den Bemühungen zur Stärkung der öffentlichen Investitionen ist bisher ein Erfolg ver
sagt geblieben. So nimmt der Anteil der investiven Ausgaben an den Bundesausgaben zwar 
von 13,1 % in diesem Jahr auf 13,5 % im Jahre 1984 zu, soll dann aber wieder absinken. Da
bei gehen die Sachinvestitionen des Bundes im nächsten Jahr absolut zurück. Hinzu kommt, 
daß nicht alle Investitionen positiv zu beurteilende Wirkungen auf die Leistungsfähigkeit der 
Wirtschaft haben, mit Sicherheit nicht alle vom Bund ausgewiesenen investiven Ausgaben, 
zu denen auch Subventionen, Entwicklungshilfe, Beiträge zu europäischen Fonds sowie 
Darlehen für den Wohnungsbau und die Inanspruchnahme aus Gewährleistungen zählen.

Der vorliegende Etatentwurf sollte demonstrieren, daß das Wachstum der Staatsaktivitä
ten mit dem Ziel gedämpft werden kann, die wirtschaftliche Dynamik durch Stärkung des indi
viduellen Leistungswillens zu verbessern. Angesichts der bisher zu geringen Veränderun
gen von Volumen und Struktur des Haushalts dürften aber noch größere Anstrengungen zur 
Erreichung dieses Zieles erforderlich sein. Kritiker der bisher relativ zögernden Umstrukturie
rungen müssen aber zugeben, daß angesichts der wirtschaftlichen Situation der Staatssek
tor nicht abrupt in eine andere Richtung gelenkt oder gar massiv abgebaut werden kann. Vor
sichtige Bewertungen kommen denn auch zu dem Ergebnis, daß dieser Entwurf ein Zwi
schenschritt sei, wenn er auch materiell die erhofften Horizonte noch nicht genügend erken
nen läßt. Zweifler meinen dagegen, daß sich durch das gegenwärtig relativ langsame 
Wachstum des Staatssektors ein Nachholbedarf aufbauen werde, der nicht lange zurückge
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staut werden könne. Solchen Erwartungen versucht die vorliegende Finanzplanung bis 1987 
-  die zwar nicht verbindlich ist -  entgegenzuwirken. Sie enthält als generelle Strategie, daß 
die Staatsausgaben langsamer wachsen sollen als das Bruttosozialprodukt, daß zumindest 
für den Bund die Steuereinnahmen stärker steigen sollen als die Ausgaben, so daß eine wei
tere Rückführung der Nettokreditaufnahme möglich erscheint.

Inzwischen wird aber immer deutlicher, daß zur Schaffung besserer Rahmenbedingungen 
nicht allein die schrittweise Senkung der Nettokreditaufnahme und der Hinweis auf globale 
Strategien ausreichen. Vielmehr sind gerade wegen der gewünschten Ausdehnung des indi
viduellen Entscheidungsbereichs die angestrebten neuen Strukturen und Niveaus der staat
lichen Ausgaben und Einnahmen deutlicher sichtbar zu machen als bisher.

So sind für die Sozialpolitik die Konsequenzen aus den vom Wähler akzeptierten sozialpo
litischen Prinzipien und aus den Hinweisen auf das Spannungsfeld zwischen Eigenverant
wortung und staatlicher Vorsorge und Fürsorge noch nicht zu erkennen. Vielmehr herrscht 
eher eine Verwirrung vor angesichts der innerhalb der Regierungsmehrheit ausgetragenen 
Kontroversen über die Regelung des Mutterschaftsgeldes, des Erziehungsgeldes und über 
den künftigen Familienlastenausgleich. Früheren Regierungen wurde vorgehalten, daß ein 
übermäßiges Wachstum gerade der Sozialausgaben mit den Konsequenzen für Leistungs
bereitschaft und Arbeitskosten entscheidend zu den Finanzierungsproblemen beigetragen 
habe. Auch die jetzige Regierung leugnet jedoch nicht, daß es Untergrenzen beim Abbau der 
sozialen Leistungen gibt. Aber diese Grenzen sollten mutig genannt werden. Genau wie die 
Unternehmungen benötigen auch die Arbeitnehmer Orientierungshilfen für die Zukunft. So 
erfordern z. B. die vielleicht angestrebte vermehrte Selbstbeteiligung an sozialen Leistungen 
und überhaupt die Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme eine längerfristige Per
spektive.

Auch die Diskussionen über künftige Steuersenkungen sollten zügig zu einem Abschluß 
gebracht werden. Allein der Streit, ob zunächst die Unternehmens- oder die Einkommen
steuern gesenkt werden sollen, hat gravierende negative Folgen für die Dispositionen der 
Wirtschaft. Äußerst skeptisch muß man jedoch gegenüber dem Hinweis sein, daß der Aus
gleich solcher Steuersenkungen durch den Abbau von Finanzhilfen und Steuervergünsti
gungen gelingen könnte.

Denn die Subventionen steigen zunächst weiter an. Aus arbeitsmarktpolitischen Gründen 
ist zwar ein vorsichtiges Agieren der Subventionspolitik angebracht; aber auch bei solchen 
gerade noch zu rechtfertigenden kurzfristigen staatlichen Überbrückungshilfen muß beach
tet werden, daß von ihnen Unternehmen der gleichen oder anderer Branchen negativ berührt 
werden. Keine Zurückhaltung sollte der Bund sich aber auferlegen, wenn es darum geht, 
nicht nur Prinzipien, sondern auch Niveaus und Strukturen der künftig vom Staat noch zu er
wartenden Subventionsleistung zu kennzeichnen. Dabei ist deutlich zu machen, daß interna
tional nicht mehr wettbewerbsfähige Unternehmen oder Bereiche, die auf Nachfragever
schiebungen nicht angemessen reagiert haben, durch Subventionen in Zukunft nicht weiter 
künstlich erhalten werden können. Solche Subventionen gefährden schon mittelfristig we
gen der Fehlleitung von Arbeit und Kapital die Wachstumsdynamik, die Schaffung neuer Ar
beitsplätze und das künftige Wachstum der Realeinkommen.

Diese Hinweise auf Probleme der Sozial-, Steuer- und Subventionspolitik zeigen, daß die 
Konsolidierung des staatlichen Sektors nicht nur ein finanzwirtschaftliches, sondern auch ein 
ordnungspolitisches Problem ist. Aber das gilt nicht erst für die heutige Situation; denn auch 
die bisherigen Budgets wurden von parlamentarischen Mehrheiten entsprechend ihren ord
nungspolitischen Leitlinien beschlossen. Grundlegende Veränderungen auch in den Rah
menbedingungen erfordern aber nicht nur die Ablösung von bisher geltenden Prinzipien, 
sondern die Verdeutlichung der daraus abzuleitenden Konsequenzen für die Beteiligten. Da 
die Entscheidungen in Zukunft verstärkt auf dem Markt getroffen werden sollen, müßten die 
Marktbeteiligten im Detail abschätzen können, wie ihr Handlungsspielraum in absehbarer 
Zeit durch die Wirtschafts- und Sozialpolitik beeinflußt wird. Dazu steht nicht mehr viel Zeit 
zur Verfügung.
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